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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 2 U 249/13 B 
 
L 14 U 170/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 71 U 46/11 (SG Oldenburg) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe, 
Dynamostraße 7-11, 68165 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Dezember 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 15. August 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulässig, weil sie nicht innerhalb 

der bis zum 22.11.2013 verlängerten Frist durch einen beim BSG zugelassenen Prozessbevoll-

mächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) begründet worden ist, und war daher zu verwerfen (§ 160a Abs 4 

Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Der zumindest konkludent gestellte Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

ist abzulehnen. Ein Beteiligter, der nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 

die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf 

Antrag Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Satz 1 ZPO). Diese Voraussetzung ist nicht 

erfüllt. 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das angefochtene Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher die Zulassung 

der Revision rechtfertigender Grund ist nach der im Prozesskostenhilfeverfahren gebotenen 

summarischen Prüfung des Streitstoffs nicht zu erkennen. Es ist nicht ersichtlich, dass eine 

Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich begründet werden könnte. Eine allgemeine Überprü-

fung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das LSG in der Sache richtig entschieden hat, ist nicht 

zulässig. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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